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Essstörungen bei Frauen und Mädchen: Wie steht es um die Versorgung und Präven-
tion in Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Essstörungen sind schwere psychosomatische Erkrankungen, die häufig im Jugendalter oder 
frühen Erwachsenenalter beginnen und erhebliche körperliche, seelische und soziale Folgen 
haben können. Mädchen und Frauen sind besonders häufig betroffen.  
Das Land Nordrhein-Westfalen verweist auf bestehende Präventions- und Hilfestrukturen, 
etwa das Handlungskonzept zu Essstörungen und die Landeskoordinierungsstelle Essstörun-
gen NRW. Gerade vor dem Hintergrund der steigenden Betroffenheit stellt sich jedoch die 
Frage, ob diese Strukturen in ausreichendem Maß greifen, ob Betroffene frühzeitig erreicht 
werden und ob Versorgungslücken tatsächlich geschlossen werden. Umso besorgniserregen-
der ist es, dass Menschen mit seelischen Erkrankungen häufig lange auf einen Therapieplatz 
warten. In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 804 von Dezember 2022 betonte die Landes-
regierung zuletzt, dass es keine strukturierte Erfassung von Wartezeiten für ambulante Psy-
chotherapie in NRW gibt.  
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8304 mit Schreiben 
vom 19. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
1. Wie hat sich die Zahl der ambulant und stationär behandelten Mädchen bzw. 

Frauen mit Essstörungen in Nordrhein-Westfalen seit 2020 entwickelt? (bitte nach 
Jahren, Altersgruppen und Behandlungsart aufschlüsseln) 

 
Zur Entwicklung der Behandlungsfälle von Mädchen und Frauen mit Essstörungen in Nord-
rhein-Westfalen liegen der Landesregierung die Abrechnungsdaten der Kassenärztlichen Ver-
einigungen Nordrhein und Westfalen-Lippe (für den ambulanten Bereich) sowie Daten der 
Krankenhausstatistik (für den stationären Bereich) vor. Für privat versicherte Mädchen und 
Frauen liegen der Landesregierung keine Daten vor.  
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Die folgende Tabelle zeigt die ambulanten Behandlungsfälle von gesetzlich versicherten Mäd-
chen und Frauen mit der Diagnose Essstörungen (ICD-10: F50) in Nordrhein-Westfalen in den 
Jahren 2020 bis 2024:  
 

 
Datenquelle: Abrechnungsdaten der Kassenärztlichen Vereinigungen Nordrhein und  
Westfalen-Lippe 
 
Dabei werden die gesicherten ambulanten Behandlungsdiagnosen innerhalb eines Jahres be-
rücksichtigt. Mehrfachbehandlungen aufgrund derselben Diagnose innerhalb der vier Quartale 
eines Jahres werden zu einem Behandlungsfall zusammengefasst (M1Q-Kriterium). Fehlko-
dierungen und damit verbundene Übererfassungen sind nicht auszuschließen. Privatversi-
cherte werden nicht erfasst. 
 
Die Daten zu den Behandlungsfällen im stationären Bereich in den Jahren 2020 bis 2024 fin-
den sich in der nachfolgenden Tabelle: 
 

 
Datenquelle: Krankenhausstatistik, Teil II – Diagnosen, IT.NRW 
 
Die Krankenhausfälle beziehen sich auf die Anzahl der Patientinnen und Patienten, die in ein 
Krankenhaus aufgenommen, vollstationär behandelt und im Berichtsjahr mit der oben genann-
ten Diagnose entlassen wurden. Dazu zählen auch die im Krankenhaus verstorbenen Patien-
tinnen und Patienten, nicht jedoch teilstationär oder ambulant behandelte Patientinnen und 
Patienten. Personen, die im Laufe des Berichtsjahres mehrfach wegen derselben Behand-
lungsdiagnose vollstationär behandelt wurden, werden in der Krankenhausstatistik auch mehr-
fach gezählt. 
 
 
2. Wie stellt sich die geschlechtsspezifische Verteilung von Essstörungen in Nord-

rhein-Westfalen seit 2020 dar? (bitte nach Jahren, Altersgruppen, und Behand-
lungsform aufschlüsseln)  

 
Zur geschlechtsspezifischen Verteilung von Essstörungen in Nordrhein-Westfalen liegen der 
Landesregierung die Abrechnungsdaten der Kassenärztlichen Vereinigungen Nordrhein und 
Westfalen-Lippe (für den ambulanten Bereich) sowie Daten der Krankenhausstatistik (für den 

0 - 9 Jahre 10 - 19 Jahre 20 - 29 Jahre ab 30 Jahren

2020 2.908 7.801 12.868 43.036

2021 3.082 9.480 14.024 45.189

2022 3.236 9.982 14.421 44.841

2023 3.142 9.798 14.745 45.196

2024 2.752 9.998 15.393 46.806

Ambulante Fälle aufgrund von Essstörungen (ICD-10: F50) bei Mädchen und Frauen in 

Nordrhein-Westfalen

0 - 9 Jahre 10 - 19 Jahre 20 - 29 Jahre ab 30 Jahren

2020 18 949 357 345

2021 27 1.466 400 345

2022 19 1.410 426 378

2023 21 1.371 397 356

2024 33 1.437 380 337

Krankenhausfälle aufgrund von Essstörungen (ICD-10: F50)

bei Mädchen und Frauen in Nordrhein-Westfalen
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stationären Bereich) vor. Für privat versicherte Personen liegen der Landesregierung keine 
Daten vor. 
 
Die folgende Tabelle zeigt die ambulanten Behandlungsfälle von gesetzlich versicherten 
Frauen und Männern mit der Diagnose Essstörungen (ICD-10: F50) im Zeitraum von 2020 bis 
2024 in Nordrhein-Westfalen: 
 

 
* Fälle pro 100.000 Einwohnerinnen/Einwohner                                                  
Datenquelle: Abrechnungsdaten der Kassenärztlichen Vereinigungen Nordrhein und  
Westfalen-Lippe  
 
Dabei werden die gesicherten ambulanten Behandlungsdiagnosen innerhalb eines Jahres be-
rücksichtigt. Mehrfachbehandlungen aufgrund derselben Diagnose innerhalb der vier Quartale 
eines Jahres werden zu einem Behandlungsfall zusammengefasst (M1Q-Kriterium). Fehlko-
dierungen und damit verbundene Übererfassungen sind nicht auszuschließen. Als Bezugspo-
pulation wird die durchschnittliche Wohnbevölkerung des jeweiligen Berichtsjahres verwendet. 
Privatversicherte werden nicht erfasst. 
 
Die entsprechend nach Geschlecht und Zeitraum aufgeschlüsselten Daten zu den Behand-
lungsfällen im stationären Bereich sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 
 

 
* Fälle pro 100.000 Einwohnerinnen/Einwohner 
Datenquelle: Krankenhausstatistik, Teil II – Diagnosen, IT.NRW 
 
Bezüglich der methodischen Hintergründe zu den Daten wird auf die Antwort zu Frage 1 ver-
wiesen.  
 
 
3. Welche Versorgungsstrukturen hat die Landesregierung für Mädchen und Frauen 

mit Essstörungen, insbesondere für frühzeitige Beratung, ambulante Therapie 
und spezialisierte stationäre Behandlung, geschaffen?  

 
Die Bereitstellung von Beratungsangeboten im Bereich Essstörungen erfolgt in Nordrhein-
Westfalen insbesondere durch die Kommunen auf freiwilliger Basis im Rahmen der 

Fallzahl Rohe Rate* Fallzahl Rohe Rate* Fallzahl Rohe Rate *

2020 66.613 729 18.156 206 84.769 473

2021 71.775 786 19.040 216 90.815 507

2022 72.480 789 18.907 214 91.387 507

2023 72.881 796 18.853 213 91.734 510

2024 74.949 818 18.860 213 93.809 520

weiblich männlich gesamt

Ambulante Fälle aufgrund von Essstörungen (ICD-10: F50) in Nordrhein-Westfalen

Fallzahl Rohe Rate* Fallzahl Rohe Rate* Fallzahl Rohe Rate*

2020 1.669 18 156 2 1.825 10

2021 2.238 25 182 2 2.420 14

2022 2.233 24 183 2 2.416 13

2023 2.145 23 151 2 2.296 13

2024 2.187 24 159 2 2.346 13

weiblich männlich gesamt

Krankenhausfälle aufgrund von Essstörungen (ICD-10: F50) in Nordrhein-Westfalen
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kommunalen Daseinsvorsorge oder durch freie Träger. Die Landesregierung selbst schafft 
keine Angebote, fördert aber mit der Landeskoordinierungsstelle Essstörungen NRW insbe-
sondere die Vernetzung bestehender Beratungs-, Behandlungs- und Unterstützungsangebote 
sowie die Verbesserung des frühzeitigen Zugangs zu geeigneten Hilfen.  
 
Im ambulanten Bereich liegt der Sicherstellungsauftrag für die vertragsärztliche Versorgung 
im Rahmen der bundeseinheitlichen Regelungen zur Bedarfsplanung bei den Kassenärztli-
chen Vereinigungen. In Nordrhein-Westfalen sind dies die Kassenärztliche Vereinigung Nord-
rhein (KVNO) und die Kassenärztliche Vereinigung Westfalen-Lippe (KVWL). Eine der ersten 
Anlaufstellen für Essstörungen sind in der Regel Hausärztinnen und -ärzte bzw. Kinder- und 
Jugendärztinnen und -ärzte. Weitere Behandlungen können bei den Fachärztinnen und -ärz-
ten für Psychiatrie und Psychotherapie erfolgen. Dies können auf Kinder und Jugendliche spe-
zialisierte Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie Psychiaterinnen und Psychi-
ater sein, aber auch die weiteren niedergelassenen Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten sowie Psychiaterinnen und Psychiater wirken an der Versorgung von Kindern und Ju-
gendlichen mit. 
 
Im Bereich der stationären Versorgung sieht der Krankenhausplan Nordrhein-Westfalen für 
die psychiatrische Behandlung keine Ausweisung von spezifischen psychiatrischen Versor-
gungsangeboten vor. Gleichwohl ging mit der Umsetzung des Krankenhausplanes eine Stär-
kung der stationären und teilstationären psychiatrischen und psychosomatischen Versorgung 
einher. Die im Krankenhausplan vorgesehenen Prognosewerte der psychiatrischen Leistungs-
gruppen für Erwachsene und Kinder und Jugendliche wurden, soweit notwendig, bis zu 
20 Prozent überschritten, um den gestiegenen Bedarfen Rechnung zu tragen. Die Steigerung 
von stationären und teilstationären Kapazitäten im Bereich der psychiatrischen Behandlung 
schafft damit auch die Grundlage für eine insgesamt bessere Versorgungsmöglichkeit psy-
chisch erkrankter Menschen, auch von Frauen und Mädchen mit einer Essstörung.   
 
 
4. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um Risiken durch digitale Plattformen zu 

reduzieren bzw. die Aufklärung zu stärken?  
 
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) ist sich der Chancen und Risiken 
der digitalen Lebenswelt bewusst und setzt sich gezielt für die Vermittlung von Medienkompe-
tenz sowie den Aufbau von Resilienzfaktoren ein. Vor diesem Hintergrund wird das Thema im 
Zuge der aktuellen Überarbeitung des „Handlungskonzeptes Essstörungen NRW” aus dem 
Jahr 2018 verstärkt in den Blick genommen. Zudem unterstützt das MAGS seit geraumer Zeit 
unterschiedliche Projekte in diesem Themenbereich, z. B. in den Jahren 2024/2025 das Pro-
jekt „Netpower – Mädchen stark im Netz“ des Vereins Mediensuchtprävention NRW e.V. oder 
das Social-Media Projekt der Werkstatt Lebenshunger e.V., die jungen Menschen mit und 
ohne Essstörungen einen kreativen Begegnungsort und geschützten Raum gibt.  
 
Um junge Menschen, also auch Mädchen, zu befähigen, sich selbst vor schädlichen Einflüssen 
im analogen sowie im digitalen Raum zu schützen, werden seitens des MKJFGFI über diverse 
Förderpositionen (z.B 3.1 Digitalisierung in der Kinder- und Jugendhilfe / Jugendmedienarbeit; 
6.2 Gesundheit/Resilienz/Bewegungsförderung; 1.12 Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Ju-
gendschutz; 1.9 Fachstellen Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz sowie weitere) des Kinder- und Jugendförderplans (KJFP) Projekte und Ange-
bote gefördert. Ziel der Förderungen ist es generell junge Menschen zu verantwortungsbe-
wussten, kritikfähigen und eigenverantwortlichen Persönlichkeiten zu entwickeln. Zu nennen 
hinsichtlich des Themas Essstörungen sind dabei auch die Angebote des erzieherischen Kin-
der- und Jugendschutzes. Hier sollen auch die Eltern (z.B. über das Projekt Elterntalk) und 
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andere Erziehungsberechtigte besser befähigt werden, Kinder und Jugendliche vor gefähr-
denden Einflüssen zu schützen.  
  
Die Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Landesstelle Nordrhein-Westfalen (AJS 
NRW) bietet als landesweit tätiger freier Träger der Jugendhilfe zudem eine Auskunftsstelle 
zum Thema Kinder- und Jugendschutz an. Besorgte Eltern oder Pädagoginnen und Pädago-
gen sowie Kinder und Jugendliche können sich hier telefonisch oder per E-Mail Rat zu allen 
Fragen rund um den Kinder- und Jugendschutz einholen und Anregungen oder Beschwerden 
einreichen. Die AJS bietet kontinuierlich aktuelle Informationen und Angebote, insbesondere 
zu den Themenbereichen des Kinder- und Jugendschutzes. Die AJS wird über den KJFP in-
stitutionell gefördert. 
 
 
5. Was hat die Landesregierung seit Dezember 2022 unternommen, um die Wartezei-

ten für Therapieplätze, ambulante Psychotherapie oder stationäre Therapieplätze, 
in NRW systematisch zu erfassen?  

 
Seitens der Landesregierung erfolgt keine Erfassung von Wartezeiten im Bereich der ambu-
lanten Psychotherapie.  
 
Im Bereich der psychotherapeutischen Leistungserbringer liegen die Zulassungen teils deut-
lich über den rechnerischen Anforderungen. Aber auch wenn rechnerisch eine gute Versor-
gungslage vorliegt, steht diese im Widerspruch zu längeren Wartezeiten auf ambulante Psy-
chotherapien. 
 
Hier sieht das Land bundesrechtlichen Verbesserungsbedarf und hat daher gemeinsam mit 
den anderen Ländern den Bund aufgefordert, für eine schnelle gesetzliche Regelung zur kurz-
fristigen Verbesserung der Versorgungssituation in der ambulanten Psychotherapie zu sorgen. 
Insbesondere eine eigenständige Planung für Kinder/Jugendliche einerseits und Erwachsene 
andererseits wird für erforderlich erachtet. 
 
Das Land hat von den gesetzlichen Ausnahmemöglichkeiten des § 103 Abs. 2 Sozialgesetz-
buch Fünftes Buch (SGB V) Gebrauch gemacht und rund 45 zusätzliche Sitze für Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten in ländlichen oder strukturschwachen Teilgebieten ge-
sperrter Planungsbereiche geschaffen. Darunter sind 13 Sitze, die gezielt für Kinder und Ju-
gendliche zur Verfügung stehen sollen. 
 
Wie bereits im Rahmen der Antwort auf die Kleine Anfrage 3741 (LT-Drs. 18/9299) ausgeführt, 
unterliegen Wartezeiten im stationären Bereich zahlreichen Einflussfaktoren und sind daher 
schwer interpretierbar. Sie dienen somit nicht dazu, die konkrete Versorgungslage abzubilden. 
Zur fundierten Ermittlung der Versorgungsbedarfe erfolgt derzeit eine Fortschreibung der Be-
darfsprognose im Rahmen der Krankenhausplanung Nordrhein-Westfalen. 


